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Einführungsreferat
Regierungschef-Stellvertreter Martin Meyer (Ressort Wirtschaft)

Gesprächsrunde
Hans Brunhart (Vertreter Finanzsektor)
Roger Frick (Vertreter Treuhandsektor)
Alexander Ospelt (Vertreter KMU)
Klaus Risch (Vertreter Industrie)

Schlusswort
Regierungschef Klaus Tschütscher

Moderation / Gesprächsleitung
Peter Eisenhut, Wirtschafts- und Politikberater

Tipp
Nach Bendern und wieder zurück nach Hause mit der LBA.
Sicher, einfach und bequem!

Donnerstag, 10. September 2009, 18.30 – 20.00 Uhr
Bendern, Betriebsstätte Herbert Ospelt Anstalt
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ZEIT FÜR LIECHTENSTEIN

Einladung

Wirtschafts- und Finanzplatz
Liechtenstein – War’s das?

ZEIT FÜR LIECHTENSTEIN

«Die strategische Neuausrich-
tung des Finanzplatzes wird
volkswirtschaftliche Auswirkun-
gen auf unseren gesamten Wirt-
schaftsstandort haben», sagt
Regierungschef-Stellvertreter
Martin Meyer.

Interview: Günther Fritz

Herr Regierungschef-Stellvertreter, der
Arbeitsmarkt scheint im Moment noch
stabil zu sein, aber das Instrument der
Kurzarbeit steht ja zeitlich nur begrenzt
zur Verfügung. Wie beurteilen Sie die
konjunkturelle Entwicklung und die Si-
tuation auf dem Arbeitsmarkt in den
kommenden Monaten und was ist dabei
die Rolle der Politik bei der Bewältigung
der Krise?
Regierungschef-Stellvertreter und
Wirtschaftsminister Martin Meyer:
Unsere Wirtschaft sendet derzeit un-
terschiedliche Signale aus. Einerseits
ist die Zahl der gemeldeten Kurzar-
beiter in den vergangenen Wochen
deutlich gesunken, was sehr positiv zu
werten ist. Dies deutet auf eine gewis-
se Erholung oder zumindest Stabili-
sierung im Bereich unserer Exportin-
dustrie hin. Zudem stellen wir fest,
dass die initiierten, arbeitsmarktli-
chen Massnahmen wirken. Anderer-
seits bekommen wir Signale, dass die
Bauwirtschaft und das Baunebenge-
werbe in den nächsten Monaten eine
Abkühlung erleben könnte. Grund-
sätzlich gilt jedoch, dass Liechten-
steins Wirtschafts- und Beschäfti-
gungswachstum – wie bei anderen
Staaten auch – massgeblich vom kon-
junkturellen Umfeld der Weltwirt-
schaft abhängt.

Gerade in einer wirtschaftlich schwie-
rigen Situation kommt der Politik ei-
ne verstärkte Bedeutung zu. Dennoch
kann die Politik nicht alle Herausfor-
derungen alleine bewältigen. Hier
braucht es einen engen Schulter-
schluss zwischen Politik als zentraler
Taktgeber für die gesetzlichen Rah-
menbedingungen sowie der Wirt-
schaft.

Weniger Steuereinnahmen sind vorpro-
grammiert. Mit welchen Reformen kann
der Staatshaushalt effektiv konsolidiert
werden?
Damit auch künftig das Ziel eines
ausgeglichenen Staatshaushalts er-
reicht werden kann, sind – wie bei ei-
nem Unternehmen auch – sowohl
Massnahmen auf der Aufwands- als

auch auf der Ertragsseite notwendig.
Einerseits wird es bei Staatsausgaben
deshalb darum gehen, das Budget zu
konsolidieren und dort, wo möglich,
auch Einsparungen vorzunehmen.
Solche Reformen werden jedoch
nicht einfach sein, erinnert sei in die-
sem Zusammenhang an das Jahr
2003, als Regierung und Landtag be-
schlossen haben, die NBU-Subventi-
on abzuschaffen, welche vom Stimm-

volk abgelehnt worden ist. Eine sol-
che Reform hätte dem Staat eine Er-
sparnis von jährlich rund 10 Mio.
Franken gebracht. Andererseits wer-
den wir überlegen müssen, wo künf-
tig neue Ertragsquellen erschlossen
werden können. Hier sehe ich Poten-
ziale bei der Neuansiedlung von Un-
ternehmen.

Wie bewerten Sie die aktuelle Finanz-
platzpolitik mit dem Ziel, durch mindes-
tens zwölf OECD-konforme Steuerab-
kommen noch in diesem Jahr auf die
weisse Liste zu kommen, im Hinblick
auf die mittel- und langfristigen Per-
spektiven für Liechtensteins Finanzin-
termediäre?
Liechtenstein hat mit dem im Jahr
2007 gestarteten Projekt «Futuro»

Für engen Schulterschluss 
zwischen Politik und Wirtschaft

sowie mit der Liechtenstein-Erklä-
rung vom 12. März 2009, in der man
sich zur Einhaltung der OECD-Stan-
dards im Bereich der Steuerkoopera-
tion bekannt hat, eine strategische
Neuausrichtung des Finanzplatzes
eingeleitet. Diese Neuausrichtung
wird volkswirtschaftliche Auswirkun-
gen auf unseren gesamten Wirt-
schaftsstandort haben. Insbesondere
im Bereich der Finanzdienstleistun-
gen werden neue und innovative
Dienstleistungen gefragt sein, um die
volkswirtschaftlichen Auswirkungen
der strategischen Neuausrichtung
auszugleichen. Inwieweit sich bedeut-
same Geschäftspotenziale aus der 
Legalisierung von Steuergeldern er-
geben, wird die Zukunft zeigen.

Für die Erhaltung der wirtschaftli-
chen Stabilität und des Wohlstandes in
unserem Land kommt auch dem
Werkplatz Liechtenstein eine tragen-
de Rolle zu. Für den Werkplatz Liech-
tenstein ist dabei neben einer guten
Reputation des Landes zentral, dass
wir nicht nur einen einseitigen Steu-
erinformationsaustausch haben, son-
dern im Rahmen von Doppelbesteue-
rungsabkommen auch gleich lange
Spiesse für die heimische Industrie er-
halten. Im Vordergrund müssen dabei
Doppelbesteuerungsabkommen mit
wichtigen Handelspartnern stehen.
Nur dadurch kann die Wettbewerbs-
position und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschaftsstand-
ortes auch langfristig gesichert und
gestärkt werden.

«Dem Werkplatz
kommt eine tra-
gende Rolle zu»

Regierungschef-Stellvertreter und Wirtschaftsminister Martin Meyer: «Wir werden
überlegen müssen, wo künftig neue Ertragsquellen erschlossen werden können.
Hier sehe ich Potenziale bei der Neuansiedlung von Unternehmen.» Bild Archiv

Die dritte Weltklimakonferenz
in Genf diente der Schaffung
eines weltweiten Netzwerkes
für Klimadienstleistungen mit
dem Ziel, betroffenen Men-
schen Zugang zu oft überle-
benswichtigen Klimainforma-
tionen zu geben.

Liechtenstein wurde an dieser Konfe-
renz durch Umweltministerin Renate
Müssner vertreten. Im Rahmen der
Konferenz nahm sie an einem infor-
mellen Ministertreffen teil, an wel-
chem die Finanzierung von Anpas-
sungsmassnahmen an die Auswirkun-
gen des Klimawandels beraten wurde.

Die beiden ersten Weltklimakonfe-
renzen in den Jahren 1979 und 1990,
welche von der Weltorganisation für
Meteorologie durchgeführt wurden,
trugen entscheidend zur Entstehung
der Uno-Klimakonvention und zur
Errichtung des zwischenstaatlichen
Ausschusses für Klimaänderungen
bei. Ebenso bedeutend ist diese dritte
Weltklimakonferenz im Hinblick auf
die Bereitstellung der notwendigen
Informationen für Anpassungsmass-
nahmen an die Folgen des Klimawan-
dels einzustufen.

Fundierte Klimadaten
Auf Einladung des schweizerischen
Bundespräsidenten Hans-Rudolf
Merz nahm Regierungsrätin Renate
Müssner am 3. und 4. September an
der Konferenz in Genf teil. Sie wurde
begleitet von Helmut Kindle, Leiter
des Amtes für Umweltschutz, und 
Felix Näscher, Leiter des Amtes für
Wald, Natur und Landschaft.

Im Zentrum der Konferenz stand
die Schaffung eines Systems für Kli-
madienstleistungen, mit welchem
fundierte Klimadaten für alle Wirt-

schafts- und Gesellschaftssektoren
leicht zugänglich gemacht werden
sollen. Der entsprechende Bedarf ist
aufgrund der bedrohlichen Auswir-
kungen der Klimaänderung gegeben:
Mit Blick auf notwendige Anpassun-
gen an den Klimawandel müssen
wichtige Entscheide in den Bereichen
Wassermanagement, Nahrungssi-
cherheit, Gesundheit, Energie und
Katastrophenrisiko-Minimierung ge-
troffen werden. Das Dienstleistungs-
system soll eine Brücke zwischen An-
bietern von Klimainformationen und
Entscheidungsträgern in Politik, dem
Privatsektor sowie Hilfs- und anderen
Organisationen schaffen.

Informelles Ministertreffen
Im Rahmen der Weltklimakonferenz
organisierte die Schweiz zusammen
mit Dänemark, dem Vorsitzland der
15. Vertragsstaatenkonferenz der
Uno-Klimarahmenkonvention im
Dezember 2009, ein informelles Mi-
nistertreffen, an dem Regierungsrä-
tin Müssner mit einem Impulsreferat
zum Thema «Zugang und Verteilung
von Finanzmitteln» teilnahm. Dabei
wurden Fragen zur Finanzierung der
notwendigen Anpassungsmassnah-
men an die Folgen des Klimawandels
beraten.

Das Thema bildet einen wesentli-
chen Verhandlungspunkt im Hinblick
auf die Schaffung eines Nachfolgeab-
kommens zum Kyoto-Protokoll, wel-
ches 2012 ausläuft. An der 15. Ver-
tragsstaatenkonferenz in Kopenhagen
soll ein Nachfolgeabkommen zumin-
dest in seinen Kernpunkten verab-
schiedet werden. Insofern waren die
Weltklimakonferenz sowie das Minis-
tertreffen bedeutend für die weiteren
Fortschritte in diesem Verhandlungs-
prozess und vermochten wichtige po-
litische Impulse zu geben. (pafl)

Weltweites Netzwerk für
Klimadienstleistungen

Vertrat Liechtenstein an der dritten Weltklimakonferenz in Genf: Umweltministerin
Renate Müssner. Bild Wolfgang Müller

j.matt

j.matt


